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B e s c h l u ß  
In Sachen

5 AS 6/91 
9 Ga 49|f

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 11. März 1992 
beschlossen:

Als zuständiges Gericht wird das Arbeitsgericht 
Düsseldorf bestimmt.

G r ü n d e :

I. Die Parteien streiten um die Höhe einer dem Kläger zugesag­
ten Altersversorgung. Die beklagte GmbH hat ihren Sitz in Berlin.
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Der Kläger war bei ihr bis zum 31. März 1991 beschäftigt. Mit 
seiner vor dem Arbeitsgericht Berlin erhobenen, der Beklagten am 
29. August 1991 zugestellten Klage begehrt der Kläger für die 
Zeit ab 1. April 1991 die Differenz zwischen der von der Beklag­
ten gewährten und der von ihm beanspruchten Altersrente.

Unter dem 6. September 1991 vereinbarten die Prozeßbevoll- 
raächtigten der Parteien für diesen Rechtsstreit den Gerichtsstand 
Düsseldorf. Unter Berufung darauf beantragte der Klägervertreter 
mit Schriftsatz vom selben Tag mit versichertem Einverständnis 
der Beklagten, den Rechtsstreit an das Arbeitsgericht Düsseldorf 
zu verweisen. Daraufhin hat das Arbeitsgericht Berlin in der Gü­
teverhandlung vom 13. September 1991 den Rechtsstreit an das Ar­
beitsgericht Düsseldorf verwiesen. Durch Beschluß vom 26. Sep­
tember 1991 hat das Arbeitsgericht Düsseldorf die Übernahme des 
Rechtsstreits verweigert und das Bundesarbeitsgericht ersucht, 
daß örtlich zuständige Gericht zu bestimmen. Es hält sich für 
unzuständig und das Arbeitsgericht Berlin gemäß den §§ 12, 17 
Abs. 1 ZPO für zuständig. Die Gerichtsstandsvereinbarung ändere 
daran nichts.

II. Zuständig ist das Arbeitsgericht Düsseldorf.

Die Voraussetzungen für die Durchführung des Bestimmungsver­
fahrens nach § 36 Nr. 6 ZPO sind erfüllt. Verschiedene Gerichte, 
von denen eines für den Rechtsstreit zuständig ist, haben sich 
rechtskräftig für unzuständig erklärt. Das Gesuch um Bestimmung 
des zuständigen Gerichts kann auch durch ein Gericht gestellt 
werden. Ein Antrag einer Partei ist nicht erforderlich.

3
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

1. Der Verweisungsbeschluß des Arbeitsgerichts Berlin bindet 
das Arbeitsgericht Düsseldorf, an das der Rechtsstreit verwiesen 
worden ist.

Die bindende Wirkung einer Verweisung wegen örtlicher Unzu­
ständigkeit in der Arbeitsgerichtsbarkeit ergab sich bislang aus 
§ 46 Abs. 2 ArbGG, § 281 Abs. 2 ZPO; sie ergibt sich nunmehr aus 
§ 48 Abs. 1 ArbGG, § 17 a Abs. 2 Satz 3 GVG, die durch das 
4. VwGOÄndG vom 17. Dezember 1990 (BGBl I S. 2809) neu gefaßt 
worden sind. Auch fehlerhafte Verweisungsbeschlüsse sind grund­
sätzlich bindend. Sowohl nach altem wie nach neuem Recht soll die 
örtliche Zuständigkeit nur einmal geprüft werden, und zwar von 
dem zunächst angerufenen Gericht. Der Gesetzgeber will langwieri­
ge Zuständigkeitsstreitigkeiten nach Möglichkeit vermeiden. Da 
sich an der Bindung des Gerichts, an das verwiesen worden ist, 
nichts geändert hat, ist die Rechtsprechung zum alten Recht wei­
ter heranzuziehen.

2. a) Die bindende Wirkung ist nach ständiger Rechtsprechung des 
Senats auch im Bestimmungsverfahren des § 36 Nr. 6 ZPO zu beach­
ten (vgl. statt vieler BAG Beschluß vom 11. Januar 1982 - 5 AR 
221/81 - AP Nr. 27 zu § 36 ZPO). Nur so kann der Zweck des § 281 
Abs. 2 ZPO und des § 17 a Abs. 2 Satz 3 GVG n.F. erreicht werden, 
unnötige und zu Lasten der Parteien gehende Zuständigkeitsstrei­
tigkeiten zu vermeiden. Lediglich eine offensichtlich gesetzwi­
drige Verweisung kann diese Bindungswirkung nicht entfalten (BAG 
Beschluß vom 29. September 1976 - 5 AR 232/76 - AP Nr. 20 zu § 36 
ZPO, zu II 2 der Gründe). Offensichtlich gesetzwidrig ist ein
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Verweisungsbeschluß dann, wenn er jeder Rechtsgrundlage entbehrt, 
willkürlich gefaßt ist oder auf der Versagung rechtlichen Gehörs 
gegenüber den Verfahrensbeteiligten oder einem von ihnen beruht 
(BAG Beschluß vom 22. Januar 1992 - 5 AS 9/91 - n.v., zu II' 3 a 
der Gründe; BGHZ 71, 69, 72 f. = NJW 1978, 1163, 1164). Ein 
solcher Fall liegt nicht schon dann vor, wenn die Begründung des 
Verweisungsbeschlusses grob fehlerhaft ist (BAG Beschluß vom 
1. März 1984 - 5 AS 5/84 - AP Nr. 35 zu § 36 ZPO).

b) Der Verweisungsbeschluß des Arbeitsgerichts Berlin ist in 
mehrfacher Hinsicht fehlerhaft. Er ist entgegen § 48 Abs. 1 Nr. 2 
ArbGG n. F. nicht durch die Kammer ergangen. Derartige Verfah­
rensverstöße hat der Senat in ständiger Rechtsprechung aber nicht 
als so schwerwiegend angesehen, daß von einem offensichtlich ge­
setzwidrigen Verweisungsbeschluß gesprochen werden müßte (vgl. 
zuletzt Beschluß vom 6. Juli 1990 - 5 AS 3/90 - n.v.). Ein weite­
rer Fehler des Verweisungsbeschlusses liegt darin, daß er entge­
gen § 17 a Abs. 4 Satz 2 GVG n. F., auf den § 48 Abs. 1 ArbGG n. 
F. verweist, nicht begründet worden ist. Dies ist dann unschäd­
lich, wenn sich aus der Akte der Verweisungsgrund ergibt (vgl. 
Senatsbeschluß vom 23. August 1989 - 5 AS 10/89 - n.v.). Hier 
kommen als Gründe für die Verweisung nur die Gerichtsstandsver­
einbarung und der Antrag des Klägers in Betracht.

Schließlich hat das Arbeitsgericht Berlin verkannt, daß nach 
Wortlaut und Sinn des § 281 Abs. 1 ZPO und des § 48 Abs. 1 ArbGG 
n. F. in Verb, mit § 17 a Abs. 2 GVG n. F. nur ein unzuständiges 
Gericht den Rechtsstreit verweisen darf und ein ursprünglich zu­
ständiges Gericht - wie sich aus § 261 Abs. 3 Nr. 2 ZPO ergibt -
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durch eine spätere Gerichtsstandsvereinbarung nicht unzuständig 
wird (BGH Beschluß vom 16. November 1962 - III ARZ 123/61 - NJW
1963, 585; Zöller/Vollkommer, ZPO, 17. Aufl., 1991, § 38 Rz 12). 
Nach ständiger Rechtsprechung des Senats ist aber ein Verwei- 
sungsbeschluß des zuständigen Gerichts, der auf einer spätestens 
im Gütetermin abgeschlossenen Gerichtsstandsvereinbarung beruht, 
nicht offenbar gesetzwidrig (BAG Beschluß vom 3. Juli 1974 - 5 AR 
184/74 - AP Nr. 18 zu § 36 ZPO; Beschluß vom 15. September 1986 
- 5 AS 8/86 - n.v.; vgl. auch OLG Düsseldorf Beschluß vom 26. Ja­
nuar 1976 - 19 Sa 2/76 - OLGZ 1976, 475; Zöller/Vollkommer, aaO), 
zumal da in Rechtsprechung und Literatur auch die Auffassung ver­
treten wird, daß eine nachträgliche Zuständigkeitsvereinbarung 
eine Verweisung rechtfertigt (OLG Düsseldorf Beschluß vom 4. Ok­
tober 1961 - 12 AR 29/61 - NJW 1961, 2355; OLG Oldenburg Beschluß 
vom 9. Mai 1961 - 1 AR 3/61 - MdR 1962, 60; Traub, NJW 1963, 842; 
Schneider, DRiZ 1962, 410) .

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Reinecke
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